
Viele kamen dazu „Schwarze Schule" jetzt
endlich Jugendhaus
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Aus dem Inhalt:

De Rotstift geht an
den Geldbeutel .~

Nicht „sparen" soll der Bürger : Opfer bringen
Die Regierungen in Bonn, Düsseldorf und die großen

Parteien in Bottrop verlangen von den „kleinen Leuten",
daß sie sparen sollen. Allgemein versteht man unter
„Sparen" eine sehr schöne Sache: nämlich etwas, was man
über hat, auf die hohe Kante zu legen, um sich mal was
Besonderes leisten zu können . Ein solches Sparen" aber
meinen die nicht. Sie wollen mit dem schönen Wort „Spa-
ren" nur verdecken, was Ihre wirkliche Absicht Ist : eine
Streichorgie, wie wir sie In unserem Land noch nicht er-
lebt haben.

Machen wir nun die
Rechnung auf am Beispiel
von Willi Wellblech aus
Bottrop. Er ist 34 Jahre,
verheiratet, hat mit seiner
Frau 2 Kinder, Bernd (11)
und Christine (5) . Bezahlt
wird er nach Bundesange-
stelltentarif BAT VII, ver-
dient also
DM 2494,54 brutto

Damit steht er nicht
schlecht da. Aber 1982 wird
es ihm schlechter gehen .
Denn :
Gehaltskürzung!
Sein Gehalt soll nach dem

Willen der Bundesregie-
rung um 1 Prozent der An-
fangsvergütung gekürzt
werden. Das sind für ihn
im Jahr 1982 ca . 260 DM
weniger.
Mehr Abzüge
Durch die Erhöhung sei-

nes Anteils an der Arbeits-
losenversicherung von 1,5
auf 2,0 Prozent hat er im
Jahr ca. 150 DM weniger.
Höhere Steuern
Das Rauchen wird ab 1 .

aus Bottrop und Kirchhellen

7. 1982 teurer, so daß Willi,
der ein Päckchen pro Tag
raucht, ca . 180 DM weniger
hat. Branntwein und Sekt
trinkt man bei Wellblechs
nicht so viel, aber trotzdem
machts weitere 50 DM we-
niger .
Weniger Kindergeld
Ab 1 . 1. 1982 gibt es für

Bernd und Christine zu-
sammen nur noch 150 DM
im Monat an Kindergeld .
Das sind im Jahr 240 DM
weniger .
Gebühren steigen
Die Kindergartengebühr,

die für Christine 1982 ganz
entfallen sollte - laut Kin-
dergartengesetz - bleibt
nun doch und wird sogar
erhöht. Die Wellblechs hat-
ten mit dem kostenlosen
Besuch des Kindergartens
fest gerechnet (sollten sie
sich nicht darauf verlassen,
daß die Landesregierung
sich an das Gesetz hält?)
und den Betrag für den
Urlaub eingeplant.
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Frohe Weihnachten und guten Rutsch

ins neue Jahr wünscht allen Lesern die Redaktion der Bottroper Notizen. Und vor
allem : ein zünftiges Weihnachtswetters

Sonnenbad in Abgasen
Wie angenehm ein Son-

nenbad auf dem Lärm-
schutzwall einer Auto-
bahn sein wird, das kön-
nen die Besucher des
Stenkhoffbades bald aus-
probieren. Denn nach der
Verbreiterung der A 2 auf
sechs Fahrspuren wird
die Autobahn Hanno-
ver-Oberhausen fast
über die Liegewiesen des
Bottroper Freibades füh-
ren. Die Bedenken der
DKP-Bezirksvertreterin
Aßmann gegen den „Er-
holungswert" derart be-
einträchtigter Freizeitan-

lagen - sprich Lärmbelä-
stigung, Abgase usw . -
wollte SPD-Vertreter
Birkner mit der tiefgrün-
digen Bemerkung ent-
kräften, schließlich könne
nicht jeder Bottroper .,ein
eigenes Schwimmbad ha-
ben . Das wollen bzw.
können die meisten auch
nicht. Aber ein
Schwimmbad für alle,
vernünftig gebaut, in ei-
ner erholsamen Umge-
bung, mit sozialen Ein-
trittspreisen, darum geht
es den meisten .

Schiechte
Geschenke
zum Fest

„Der Rat der Stadt, die
Ausschüsse, Bezirksvertre-
tungen und sonstige kom-
munale Gremien sind zu
den Sitzungen mit alkohol-
freien Getränken zu bewir-
ten." Rechtzeitig vor Weih-
nachten werden die Bottro-
per Volksvertreter per Ge-
schäftsverfügung des Ober-
stadtdirektors mit Solch
netten Geschenken be-
dacht. Die DKP-Fraktion
wird jedoch entschieden
gegen den verantwortli-
chen „Nikolaus" vorgehen .
Wir meinen: Abgeordnete
dürfen nicht in die eigene
Tasche wirtschaften und
gleichzeitig die Bürger in
unverantwortlicher Weise
zur Ader lassen.
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Nikolaus kam
in unser Haus
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Sozialabbau
für die
Rüstung?

Von Siggl Rutz

Die Beigeordnetenkonfe-
renz der Stadt Bottrop hat
eine umfangreiche Liste mit
Kürzungs- und Streichvor-
schlägen beschlossen . Vor
allem im Personalbereich,
bei Schulen, Bildung und
beim Sport soll der Rotstift
angesetzt werden . Die DKP-
Fraktion hat im Hauptaus-
schuß beantragt, dieses als
Geheimpapier gehandelte
Rotstiftprogramm der Bot-
troper Verwaltung öffentlich
zu diskutieren. CDU und
SPD wollen jedoch ihre Po-
litik der Schubladenpläne
und des Bürgerbetrugs
ohne Diskussion mit den
Betroffenen fortsetzen. Ein
Haushaltsentwurf für 1982
soll erst Mitte Januar vorge-
legt werden. Aber schon
jetzt wird eine Gebührener-
höhung nach der anderen
durch die Ausschüsse und
den Rat gejagt, nach dem
Motto: jetzt schon mal die
Preise erhöhen,

	

später

Fortsetzung von Seite 1

Macht ca. 60 DM weni-
ger. Für den Dackel Waldi
müssen 1982 statt 72 DM
nun 84 DM Hundesteuer
bezahlt werden; die Ge-
bühren für Straßenreini-
gung und Abwasser wer-
den um 13 bzw. 8,7 Prozent
erhöht, was ca . 50 DM we-
niger im Familiengeldbeu-
tel bewirkt . Für die Auslei-
he von Büchern in der
Stadtbücherei (die seit 1978
kostenlos war) werden ab
1 . 1 . 1982 erhebliche Gebüh-
ren erhoben, was mit ca . M
DM weniger zu Buche
schlägt. Die Benutzung von
Freibädern und Hallenbad
wird teurer und bedeutet
weitere 40 DM weniger.
Selbst das Sterben wird
teurer: um ca. 10 Prozent
steigen die Friedhofsge-
bühren .
Teure Gesundheit
Das Medikament gegen

seinen Fußpilz muß Willi
nun selbst bezahlen; es ist
ein sog. Bagatellarzneimit-
tel ; es macht die Bagatelle
von 49 DM im Jahr aus .
Die Kostenbeteiligung für
die Gebißspange von Chri-
stine und die Brücke für
Frau Wellblech macht ca.
220 DM weniger im Geld-
beutel aus.

dann die Leistungen kür-
zen .

Die Rotstift-Orgie in un-
serer Stadt ist nur eine
konsequente Fortsetzung
der von Bonn über Düssel-
dorf nach unten durchge-
drückten Politik des Sozial-
abbaus zugunsten einer
weiteren militärischen Auf-
rüstung der Bundesrepu-
blik . Und das soll die Alter-
native zu Strauß sein? Eine
Regierung . die immer mehr
Milliarden für Panzer, Flug-
zeuge und Raketen ausgibt
und immer weniger Geld
für Schulen, Bildung und
Soziales, für Konjunktur-
und Beschäftigungspro-
gramme. muß Schiffbruch
erleiden .

Da gibt es nur eine Alter-
native: Abrüstung! Nur auf
diesem Weg können wir
den Frieden sicher machen
und Sozialabbau vorhin-
dem-

Der Rotstift . . .
Bildung teurer
Für Christine, die 1982 ein-

geschult wird, und Bernd
müssen die Wellblechs
demnächst ca . 1011 DM für
Schulbücher bezahlen.
Denn Schulbuchfreiheit -
das war einmal. Für Bernd,
der 1981 noch für 100 DM
ins Schullandheim Wald-
breitbach fuhr, müssen nun
156 DM aufgebracht wer-
den; das sind weitere 56
DM weniger im Portemon-
naie. Der Besuch von zwei
VHS-Kursen kostet 1982 ca .

Pfeistreib~
im ßalhaus

Einen neuen Rekord im
Preiserhöhen stellte die
„Abstimmungsmaschine"
von SPD und CDU im
Hauptausschuß der Stadt
Bottrop am 1. Dezember
auf. Ohne Zögern wurden
11 Gebührenerhöhungen
für Bottrops Bürger gegen
die Stimmen der DKP-
Fraktion beschlossen . Da-
mit betätigte sich die Stadt
wieder einmal als Preis-
treiber von besonderer
Qualität .
Im einzelnen kommen

1982 folgende Erhöhungen
auf die Bürger unserer
Stadt zu :
Vergnügungssteuer 100

Prozent, Hundesteuer 17
Prozent (1983 weitere 14
Prozent), Straßenreinigung
13 Prozent, Abwasserge-
bühren 8,7 Prozent, Gebüh-
ren für Marktstände 11
Prozent, Gebühren für Ret-
tungs- und Krankentran-

sport 50 Prozent, Gebühren
für Feuerwehr 25 Prozent,
Friedhofsgebühren 10 Pro-
zent, Benutzungsentgelt für
Schulräume 40 Prozent,
Einführung eines Benut-
zungsentgelts für die
Stadtbücherei - pro Buch
1,50 DM, Einführung von
Abwassergebühren für
nicht an die öffentliche
Kanalisation angeschlosse-
ne Kleineinleiter!

Am 14. Dezember werden
diese und ein paar weitere
„Kleinigkeiten" noch den
Rat der Stadt passieren .
Außer den Ratsvertretern
der DKP wird wohl auch in
diesem Gremium kein
.,Volksvertreter` gegen sol-
cherart unsoziale Maßnah-
me Protest erheben. Die
DKP meint: Es ist höchste
Zeit, den öffentlichen
Preistreibern Einhalt zu
gebieten!

Aus „gewöhnlich gut informierten Kreisen" der Bottroper
Stadtverwaltung hörten wir, der Oberstadtdirektor plane,
einen solchen Gebührenautomat Im Foyer des Rathauses
aufzustellen .

25 DM mehr.
Urlaub teurer
1981 waren Bernd und

Christine mit der Caritas in
Kinderferien gewesen . We-
gen der Streichung von
Landeszuschüssen werden
Wellblechs für dieselben
Ferienplätze 1982 über 4M
DM mehr bezahlen müssen .
Alles zusammen . . .

ist noch längst nicht
alles. Solche Kleinigkeiten
wie höhere Preise für
Strom, Wasser, Gas, Nah-
verkehrsmittel usw. sind
noch gar nicht berücksich-
tigt. Der Teil der Streich-
orgie, den wir hier darge-
stellt haben am Beispiel

der Wellblechs macht zu-
sammen 1932 DM aus! Und
wo geht das Geld hin?
Für die Aufrüstung und
Unternehmersubventionen

Und das ist der Weg in die
alte Sackgasse! So werden
Arbeitslosigkeit und Infla-
tion zunehmen. Das hatten
wir zu Brünings Zeiten vor
1933 schon einmal . Auch
damals wurde an der Rü-
stung nicht gespart. Will
die Regierung Schmidt/
Genscher diesen Weg ge-
hen? Ist sie dafür gewählt
worden? Wir sagen nein
dazu und rufen alle Betrof-
fenen auf: Wehrt Euch!
Stoppt die Rofstiftorgle!

Notizen
aus

dem Rat
Auf den Antrag, die

Lukas-Cranach-Straße
in eine Spielstraße um-
zuwandeln, antwortete
die Bauverwaltung dem
DKP-Vertreter im Bau-
ausschuß, Rolf Zydeck,
daß die Lukas-Cranach-
Straße für ein Ver-
kehrsberuhigungspro-
gramm vorgesehen sei .
Entsprechende Untersu-
chungen liefen noch . Die
DKP wird darauf ach-
ten, daß dem Wunsch
der Anlieger nach mehr
Sicherheit für ihre Kin-
der so schnell wie mög-
lich entsprochen wird.

d
Gegen die Stimmen

der DKP beschloß der
Hauptausschuß eine
Reihe von Gebührener-
höhungen für die Bot-
troper Volkshochschule.
Vorgesehen war u. a .
auch die Einführung ei-
nes 50-DM-Entgelts
zur Erlangung eines
nachträglichen Schulab-
schlusses . DKP-Spre-
eher Heinz Czymek
konnte in diesem Fall
die Kollegen von SPD
und CDU überzeugen,
und die unsoziale Maß-
nahme wurde einstim-
mig abgelehnt.

Zum ersten Mal gab
es im Kulturausschuß
nicht nur von seiten der
DKP Protest gegen das
Konzept der Modernen
Galerie im Bottroper
Quadrat. SPD-Ratsherr
Scheidt wetterte über
das einseitig am Kon-
struktivismus (auf gut
Deutsch : Quadrate,
Rechtecke, Dreiecke)
orientierte Ausstel-
lungsprogramm für
1982. Die Kulturverant-
wortlichen genehmigten
vorerst nur die geplan-
ten Ausstellungen fürs
erste Halbjahr .

Einen Denkzettel er-
teilten die Mitglieder
des Jugendwohlfahrts-
ausschusses den Regie-
renden in unserer Stadt.
Es ging um die Frage :
Erhöht die Stadt ihre
freiwilligen Zuschüsse
an die Kindergartenträ-
ger? Die SPD sprach
sich gegen eine Zu-
schußerhöhung aus .
Daraufhin mußte sie
zum erstenmal seit vie-
len Jahren eine Abstim-
mungsniederlage im
JWA hinnehmen .

Herausgeber für den
Kreisvorstand der DKP
Bottrop und die DKP-
Fraktion des Rates der
Stadt Bottrop:
Heinz Czymek .

Verantwortlich für den
Inhalt :
Siegfried Rutz
Bottrop, Gladbecker Str. 83

Druck :
Plambeck & Co . Neuss
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Notizen aus Bottrop und Kirchhellen
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Es ist gut, wenn jetzt in
Genf über die Begrenzung
nuklearer Mittelstreckenwaf-
fen verhandelt wird. So
stand es ursprünglich nicht
im Programm der US-Re-
gierung. Ihr Motto war be-
kanntlich: Erst rüsten, dann
verhandeln.
Es kam anders. Und un-

ter dem Eindruck der Frie-
densbewegung in Westeu-
ropa schien aus dem Säbel-
raßler Reagan plötzlich gar
ein Friedensfreund gewor-
den zu sein, Zu früher Stun-
de trat der US-Präsident
vor die Fernsehkameras, und
seine Regierung zahlte so-
gar die Obertragungskosten
für seine Rede nach West-
europa, um Verhandlungs-
bereitschaft zu signalisie-
ren . Seitdem geistert die
sogenannte Null-Lösung
durch die Debatten .
Null-Lösung - das klingt

gut. Null-Lösung, das würde
bedeuten : Beide Seiten de-
montieren gleichmäßig ihre
Atomwaffen, bis sie auf Null
sind. Aber das meint Rea-
gan nicht. Er möchte einen
Null-ouvert mit gezinkten
Karten spielen. Seine Rech-
nung sieht so aus :
Die Sowjetunion zieht

alle Mittelstreckenwaffen
aus dem Verkehr, und die

USA werden die Pershing-Il
und Cruise-Missiles nicht
bauen bzw. verschrotten .
Der Pferdefuß in diesem
„Angebot" : Die vorgescho-
benen US-Atomwaffenpo-
tentiale zu Wasser und in
der Luft bleiben unberück-
sichtigt. Und „vergessen"
wird in dieser Rechnung
auch die Existenz der briti-
schen und französischen
Atomwaffen, die gegen die
UdSSR gerichtet sind . Und
mit diesem plumpen Trick
versucht Reagan, doch
noch die angestrebte Ober-
legenheit zu erreichen .

So wird es nicht gehen .
Die Sowjetunion hat übri-

gens kein Geheimnis dar-
aus gemacht, mit welchen
Zielen sie nach Genf geht .
Bei seinem Besuch in Bonn
hat Leonid Breshnew öl-
fentlich und offen gesagt,
daß die UdSSR eine radika-
le Reduzierung der Kern-
waffen mittlerer Reichweite
will . Und dies gilt für alle
Arten von Waffen mittlerer
Reichweite . Schließlich
schlägt die Sowjetunion
eine Einigung darüber vor,
Europa völlig von Kernwaf-
fen frei zu machen.

Dies wäre eine echte und
begrüßenswerte Null-Lö-
sung.

Notizen sprach mit Dr.
Martin Sauer, Mitarbeiter
der evangelischen Jugend
und Mitglied der Bottroper
Friedensinitiative.

Notizen : Vor einigen Ta-
gen wurde die 2 . Friedens-
woche beendet. Wie ist das
Ergebnis?
M. Sauer : Das, was eine

Friedenswoche erreichen
kann, ist sicherlich, die
Problematik der Friedens-
sicherung und der gegen-
wärtigen Friedensbedro-
hung der Bevölkerung be-
wußter zu machen, ins Ge-

spräch zu bringen. Und wir
sind eigentlich mit dem Er-
gebnis der Friedenswoche
zufrieden .
Insgesamt ist der Tenor

in unserer Initiative, daß es
doch ganz großartig gewe-
sen ist, was wir alles auf
die Beine gestellt haben,
ohne daß die Sache viel ge-
kostet hat - das ist ja
auch wichtig für uns . Die
Beteiligung der Bevölke-
rung war gut, und die Reso-
ananz war auch ganz positiv.
Für uns selbst ist wichtig,
daß das Zusammengehörig-
keitsgefühl der verschiede-
nen Gruppen und Personen
stark gewachsen ist.

Notizen: Was unterschei-
det die 2. Friedenswoche
von der ersten?

DKP-Ratsherr Czymek warnt vor Wölfen im Friedenspelz

Nach der eindrucksvollen Willensbekundung der Bot-
troper Friedensbewegung beim Friedensforum (siehe vorn)
und nach der vielbejubelten Rede des US-Präsidenten
Reagan zur Abrüstung fragten wir den Vorsitzenden der
DKP-Ratstraktion EL Csymek . . .

Notizen : Wie bewerten
Sie die Arbeit der Frie-
densbewegung in Bottrop?
Czymek : Wir betrachten

das breite Bündnis ganz
unterschiedlicher Gruppen
und Persönlichkeiten für
den Frieden als außeror-
dentlich bedeutungsvoll .
Hier zeigt sich, die einfa-
chen Bürger wollen „denen
da oben" nicht allein über-
lassen, ob für den Krieg
gerüstet oder den Frieden
abgerüstet wird .
Notizen : Aber Frau Fi-

scher (CDU) und Dr . Mer-
tens (SPD) haben auf dem
Friedensforum beteuert,
auch ihre Politik diene dem
Frieden . . .
Csymek : . . . vielleicht

glauben sie das sogar ehr-
lich Aber sie sagen zu-

gleich, wir müssen aufrü-
sten, um den Frieden zu si-
chern. Mit dieser Lüge hat
schon Adenauer vor über
30 Jahren die Wahrheit auf
den Kopf gestellt. Er be-
gann die Aufrüstung und
verschmähte die Wieder-
vereinigung.
Notizen : Dr. Mertens

vertrat aber die Ansicht,
erst der Raketenbeschluß
habe die Genfer Verhand-
lungen herbeigeführt.
Czymek: Wer das be-

hauptet, ist schlecht infor-
miert oder täuscht sich und
andere. Die Sowjets woll-
ten schon zu Beginn der
70er Jahre Verhandlungen
über Mittelstreckenraketen.
Diese wurden immer wie-
der von der NATO und den
USA verweigert.

PPVieIe kamen dazu"
Die NOTIZEN sprachen mit einem Vertreter der Friedensinitiative

Halten unsdieAmiszuaNarren~
Notizen: Und was halten

Sie von der „Null-Lösung",
die Reagan vorgestellt hat?
Czymek : Das ist nüch-

tern betrachtet ein Propa-
gandacoup. Die Russen sol-
len ihre Raketen verschrot-
ten, die NATO soll ihre
vorgeschobenen Systeme in
der Luft und zu Wasser be-
halten, desgleichen gilt für
die in Frankreich und Eng-
land stationierten Raketen.
Selbst die konservative
FAZ meint, Reagan „baut
darauf, daß Moskau den
Vorschlag nicht annehmen
kann"

Die Sowjets haben immer
Bereitschaft zur Abrüstung
bewiesen und den Abbau
der Rüstungen bis zur Ach-
tung der Atomwaffen und
jedes Angriffskrieges ge-
fordert. Wenn das auch die
Reagan-Regierung täte, das
wäre ein realistischer
Schritt in Richtung Abrü-
stung und Frieden.

M- Sauer : Erstens war
sie sehr viel umfangrei-
cher; statt 3 Veranstaltun-
gen hatten wir nun 30.
Sehr viel mehr Menschen
haben sie mit vorbereitet,
und sehr viel mehr Leute
wurden erreicht . Allein auf
der Veranstaltung mit Do-
rothee Sölle waren 1100
Menschen. Und ich denke,
die Qualität der Veranstal-
tungen ist auch besser ge-
worden. Sehr viele Einzel-
personen machen jetzt neu
in der Friedensbewegung
mit. Einige Gruppen sind
dazugekommen .
So machen jetzt Vertre-

ter der katholischen Ju-
gend mit, aber auch einige
Jusos und Grüne. Die
DGB-Jugend hat eine Ver-
anstaltung im Rahmen der .
Friedenswoche gemacht -
ohne Mitglied zu sein.

Notizen : Geht es der

Lehrer fix Abrüstung
In einer großen Anzeige

in der Lokalausgabe der
WAZ vom 21. 11 . 1981 pro-
testierten eine stattliche
Anzahl Bottroper Lehrer
gegen den NATO-Nachrü-
stungsbeschluß, der für
1983 die Stationierung von
mehreren hundert neuen
US-Mittelstreckenraketen
vorsieht.

Wörtlich heißt es in der
Anzeige: „Aus Liebe zu un-
seren Kindern, aus Verant-
wortung für die Jugend
und die Zukunft unseres
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Friedensbewegung nur -um
die sogenannte große Poli-
tik?
M. Sauer : Wir diskutie-

ren gerade darüber, daß
wir aufpassen müssen, daß
das Thema nicht zu sehr
eingegrenzt wird. Friedens-
arbeit heißt sicherlich
mehr als Kampf gegen
Mittelstreckenraketensta-
tionierung. Das ist ein ak-
tueller Anlaß, eine aktuelle
Bedrohung. Aber auch an-
dere Themen, wie Zusam-
menleben mit Türken, die
Aktivitäten von Neonazis
usw. sind Sachen, die in
Friedensinitiativen reinge-
hören. Es geht uns schon
um mehr als nur um die
„große Politik". Aber die
Bedrohung durch die bei-
derseitige Aufrüstung ist
sehr groß, deswegen steht
das auch klar im Vorder-
grund unserer Bemühungen .

Landes, aus tiefer Besorg-
nis über die Bedrohung des
Friedens in Europa appel-
lieren wir an die Bundesre-
gierung alles zu unterneh-
men, um die Installierung
der neuen Waffensysteme
in Europa zu verhindern
und statt dessen für ernst-
gemeinte Rüstungskon-
troll- und Abrüstungsan-
strengungen gegenüber
beiden Machtblöcken ein-
zutreten." Die unterzeich-
nenden Lehrer arbeiten an
den drei Bottroper Gymna-
sien.

Genf und die
Null-Lösung

Dr. Martin Sauer
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Nicht Dampf ablassen
sondern Dampf machen
Bemerkungen zur DGB-Protestkundgebung

Die Gewerkschaft hatte gerufen, und über 1000 Kolle-
gen kamen in den städtischen Saalbau zur Protestkundge-
bung der ÖTV und des DGB gegen den geplanten Sozial-
abbau, Lohn- und Gehaltskürzungen sowie die Angriffe
auf die Tarifautonomie . Es wären durchaus noch mehr ge-
kommen, wenn die Gewerkschaft etwas lauter gerufen
hätte. Der Eindruck, daß mancher Gewerkschaftsfunktio-
när eher mehr Dampf ablassen als Dampf machen wollte,
war auch während der Kundgebung nicht von der Hand
zu weisen.

Kurt Schmitz in seiner
Doppelfunktion als DGB-
Kreisvorsitzender und
SPD-Fraktionsvorsitzender
kehrte zwar vor den anwe-
senden Kollegen die ge-
werkschaftliche Seite her-
vor, doch viele Kollegen
hatten so ihre Zweifel, wie
stabil der Gewerkschafter
Kurt Schmitz und wie
schwankend der Sozialde-
mokrat Kurt Schmitz sich
erweisen wird . Die klaren
Worte jedenfalls, die der
DGB-Vorsitzende von Ba-
den-Württemberg, Franz
Steinkühler, der gleichzei-
tig stellvertretender Lan-
desvorsitzender der SPD
ist, bei der Demonstration
von 70 000 in Stuttgart ge-
brauchte, mußte man bei
Kurt Schmitz vermissen .

Am klarsten in der Bott-
roper DGB-Kundgebung

Umfassende Kürzungen
bei der Sozialhilfe werden
im Moment in Bonn bera-
ten. Der Bundesrat hat Im
September einen Vorschlag
mit 27 Punkten beschlos-
sen, wie die Sozialhilfe zu-
sammengestrichen werden
kann .
Diese Kürzungen sind so

umfassend, daß - wenn sie
wirklich Gesetz werden -
fast jede Familie, die von
Sozialhilfe lebt, bis zu 100
DM weniger erhalten wird .
liier ist ein kurzer über-

blick :
- Antragsteller sollen
wieder auf Darlehen ver-
tröstet werden, wenn das
Amt meint, daß sie in sechs
Wochen wieder mehr Geld
haben ;
- einmalige

	

Beihilfen,
z . B . Bekleidungsbeihilfen,

sprach ein CDU-Mann : der
IG-Metall-Sekretär Karl-
Heinz Rembges aus Gel-
senkirchen. Er verlangte,
daß „die Gewerkschaften
weder Transmissionsrie-
men einer Partei noch Er-
füllungsgehilfen des Staa-
tes sind". Er machte die
Kollegen aufmerksam : „Es
gibt hierzulande Leute, die
überschwenglich die neuen
Gewerkschaften in Polen
loben. Wenn diese gleichen
Leute aber Zeter und Mor-
dio schreien, wenn wir vom
DGB anhand von Fakten
eine konsequente Tarifpoli-
tik betreiben, ist das nicht
nur schlitzohrig, sondern
infam." Schließlich gab er
an die Versammlung die
Empfehlung des alten Ar-
beiterführers August Bebel
weiter: Schaut den Verant-
wortlichen nicht aufs Maul,
sondern auf die Hände!

Die Notizen dokumentieren eine Information
der VAMV - Verband alleinstehender Mütter und
Väter, Ortsverband Bottrop

Achtung!-Massiver
Sozialhilfeabbau droht

werden für bestimmte
Gruppen stark erschwert ;
- die Regelsätze für die
Sozialhilfe werden in den
nächsten beiden Jahren
nur um 3 Prozent erhöht -
sie bleiben damit weit un-
ter der Inflation ;
- in Zukunft sollen die
Regelsätze von der Zustim-
mung des Innenministers
abhängen ;
- die Regelsätze sollen

SPD-Wahlprogramm: Wie
versprochen, so gebrochen
Tatsachen zu einer Politik, die weder sozial noch demokratisch ist

SPD-Wahlversprechen IM - SPD-Politik 1981. Die
Landtagswahlen in NRW waren Im Mai vergangenen Jah-
res. Mit einem viele Wähler beeindruckenden Programm
für die 80er Jahre konnte die SPD großen Erfolg für sich
verbuchen und regiert seitdem erstmals alleine In Düssel-
dorf .

Ein Jahr später schockt
die gleiche Partei ihre
Wähler und Mitglieder mit
einer Rotstift-Orgie, mit
Kürzungen und Streichun-
gen sozialer Leistungen, die
in jahrzehntelanger harter
Arbeit nicht zuletzt von so-
zialdemokratisch engagier-
ten Bürgern und Gewerk-
schaftern erkämpft worden
sind.
Mit besonderem Stolz

verkündeten Nordrhein-
Westfalens Sozialdemokra-
ten 1980 : „Wir , haben
mit unserer Schulpolitik
mehr Chancengleichheit
für die Kinder in unserem
Land erreicht . . . Wir ha-
ben die finanzielle Bela-
stung, die eine gründliche
Ausbildung der Kinder für
die Eltern mit sich bringt,
deutlich verrringert (Lern-
mittelfreiheit, kostenloser
Schülertransport, . Ausbil-
dungsförderung)"
1981 will das Land ei-

nen jährlichen Schulbuch-

immer unter dem Niveau
der unteren Lohngruppen
liegen . . .
- der Regelsatz für er-
wachsene Haushaltsange-
hörige (das sind normaler-
weise die Ehefrauen) soll
gesenkt werden, weil ihr
jetziger Regelsatz „über
dem Bedarf" liegt . Dieser
Regelsatz liegt in NRW
z. Zt. bei 262 DM . . .
- Miet- und Heizkosten
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beitrag der Eltern von 20,-
DM einführen .

1981 will die Stadt Bott-
rop darüber hinaus die An-
zahl der als gefährlich fest-
gelegten Schulwege verrin-
gern, die Ausleihziffern der
Schulbücher noch mehr er-
höhen und weniger Bücher
kaufen, keine neuen Lehr-
mittel anschaffen, die El-
ternbeiträge für das Schul-
landheim Waldbreitbach
von 7,- DM auf 12,- DM
pro Tag heraufsetzen .
1980 verspricht die SPD

in NRW: „Eine Gesell-
schaft, die sich gleichgültig
oder sogar feindlich zu den
Kindern verhält, hat keine
Chance . . . Wir werden da-
für sorgen, daß Kinder zu
haben nicht mit sozialen
Nachteilen verbunden ist . . .
Der

	

Kindergartenbeitrag
der Eltern wird weiter
abgebaut und bis zum
31.12 . 1981 in unserem
Land völlig entfallen
Wir Sozialdemokraten wol-

sollen nicht mehr voll
übernommen werden . . .
- bei großen Familien sol-
len die Regelsätze zusätz-
lich um 5-10 Prozent ge-
senkt werden ;
- der Mehrbedarf bei
Kinderbetreuung wird ra-
dikal zusammengestrichen ;
Familien und Alleinerzie-
hende mit mehreren Kin-
dern werden allein dadurch
30 bis 100 DM weniger be-
kommen;
- der Mehrbedarf bei
Schwangerschaft

	

wird
massiv gekürzt . . .
- Ausbildungsbeihilfe
nach dem Sozialhilfegesetz
soll ersatzlos gestrichen
werden . . .
- die Einkommensgrenzen
für Pflegegeld und alle
Hilfen in besonderen Le-
benslagen werden prak-

len die Verbesserung des
Kindergeldes für alle!"

1981 beschließt die Bun-
desregierung, das Kinder-
geld für das 2. und 3 . 'Kind
um 20,- DM zu kürzen .
1982 will die Landesregie-
rung sich die Möglichkeit
verschaffen, die Zahl der
Erzieherinnen und Helfe-
rinnen in den Kindergärten
drastisch zu reduzieren .
Der Kindergartenbeitrag
der Eltern wird über den
31.12. 1981 hinaus erhoben
und außerdem noch erhöht .

1981 weigert sich die
Stadt Bottrop, die freiwilli-
gen Zuschüsse an die Kin-
dergärten zu erhöhen. Er-
ste Folge : der Kindergarten
der ev. Kirche In der Flöt-
testraße wird geschlossen .
Das sind nur ein paar

Beispiele aus dem reichhal-
tigen Katalog von Maßnah-
men zum Sozialabbau .
Wir meinen : Eine Regie-

rung, die innerhalb weni-
ger Monate fast alle Prinzi-
pien sozialen Fortschritts
über den Haufen schmeißt,
die sich nicht scheut, die
Grundlagen ihrer eigenen
Politik zu zerstören, diese
Regierung wird einen
Denkzettel erhalten .

tisch eingefroren, so daß
dadurch Jahr für Jahr das
Pflegegeld geringer wird .

Mit dieser Informa-
tion wollen wir dazu bei-
tragen, daß alle Betroffe-
nen überhaupt erstmals er-
fahren, was In Bonn zum
Thema Sozialhilfe hinter
verschlossenen Türen bera-
ten wird.

Übrigens : Die IG Metall
hat errechnet, daß die Bon-
ner „Sparbeschlüsse" in den
nächsten Jahren die Ar-
beitnehmer mit 48,5 Mil-
liarden DM belasten, wäh-
rend die Unternehmer
durch weitere Steuerge-
schenke 2,9 Milliarden DM
zusätzlich geschenkt erhal-
ten . . . Fragt sich nur, wie
lange diejenigen mitma-
chen, die das bezahlen sol-
len!
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Die DKP-Nikolausfeiem waren prima!
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DDR erhöht
Kindergeld
Ende November be-

schloß die Regierung
der DDR, das Kinder-
geld ab dem dritten
Kind um jeweils 20,-
Mark zu erhöhen . Die
wirtschaftlichen An-
strengungen der Werk-
tätigen in der DDR sol-
len sich auch in Zukunft
für die Bevölkerung
auszahlen. Neben Kin-
dergelderhöhung und
anderen Einkommenszu-
wächsen stiegen auch
die Löhne in diesem
Jahr real um über 2
Prozent . Trotz einiger
Probleme, so die DDR-
Regierung, kann von
Krise und von Kürzun-
gen zu Lasten der Ar-
beiter und Angestellten
überhaupt nicht die
Rede sein .

Weiter alter Mief
im Haus der Jugend?

Es ist jetzt fast ein Jahr her, seit es im städtischen Haus
der Jugend an der Prosperstraße starke Konflikte gab.
Die Verwaltung schloß damals das HdJ und entließ vier
Beschäftigte fristlos . Nach dieser obrigkeitsstaatlichen
Antwort auf berechtigte Proteste meinte die Verwaltung,
die Wogen hätten sich geglättet. Was aber hat sich wirk-
lich geändert?

- Die Mitbestimmungs-
möglichkeiten von Jugend-
lichen im HdJ sollen nach
dem Beschluß des Jugend-
wohlfahrtsausschusses aus-
geweitet werden . Daß es
dabei nicht bei kosmeti-
schen Maßnahmen bleibt,
ist u . a. auch Aufgabe des
Sprecherrates der Jugend-
lichen.
- Der starke Ausländer-
anteil unter den Besuchern
bleibt unberücksichtigt :
weder gibt es im HdJ für
eine solche Arbeit qualifi-
zierte Mitarbeiter, noch
scheint sich jemand auch
nur Gedanken über sinn-
volle Freizeitangebote für
diese Jugendlichen zu ma-
chen. Die alte Idee vom
Herausdrängen der Aus-
länder aus dem HdJ ist
wohl noch nicht zu den
Akten gelegt .
- Die Freizeitangebote be-
schränken sich auf Kik-

t," r PACe,a
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Jugendliche renovierten in Eigenarbeit

Samstag, 28. 11 . : Endlich ist es soweit. Mit eitlem um-
fangreichen Programm wird das Jugendhaus „Schwarze
Schule" eröffnet. Am Nachmittag und Abend waren die
Eigener Jugendlichen eingeladen, und sie kamen natürlich
auch. Am Vormittag schauten die „Offiziellen" vorbei,
Vertreter von Stadt, Parteien, Jugendverbänden und an-
deren. Auch die DKP überbrachte gute Wünsche und
praktische Geschenke.

Vor einem Jahr sah es für
das Jugendhaus gar nicht
gut aus. Teile der Stadtver-
waltung wollten die
„Schwarze Schule" abrei-
ßen lassen und so eine
Übergangslösung für die
Jugendlichen im Eigen ver-
hindern (in einigen Jahren
soll das Jugendhaus end-
gültig in die sogenannte
Rote Schule umziehen).
Dagegen wehrten sich Ju-
gendverbände, die ev . Kir-
che, die DKP umd andere.
Und vor allem : Die betrof-
fenen Jugendlichen wehr-
ten sich. In einer Protest-
aktion besetzten sie das
leerstehende Gebäude und

kern, Tischtennis, Disco,
als ob Jugendliche nur aus
Füßen und Händen bestün-
den. Themen wie Friedens-
bewegung, Neonazis, Ge-
werkschaften, Arbeitslosig-
keit usw. werden von der
Verwaltung nicht aufge-
griffen .
- Vorschläge von Besu-
chern und Mitarbeitern
verhallen fast wirkungslos.
Was muß eigentlich noch
passieren, bevor man sich
entschließt,
- den Jugendlichen mehr
Entscheidungsmöglichkei-
ten zu gewähren,
- mit den ausländischen
Jugendlichen sinnvolle, auf
eine berufliche und soziale
Eingliederung zielende Ju-
gendarbeit durchzuführen,
und
- Jugendliche auch als
politische und denkende
Menschen zu behandeln?

zwangen die Stadt zum
Handeln. Die Jugendlichen
haben sich ihr Jugendhaus
ganz entscheidend mit er-
kämpft .

Und nicht nur das . Zu-
sammen mit dem pädagogi-
schen Leiter Gert Baßfeld
arbeiteten sie viele hundert
Stunden für ihr Haus . Die
Stadt stellte im wesentli-
chen das Material für die
Renovierung, die meiste
Arbeit bei der Instandset-
zung leisteten die zukünfti-
gen Besucher. Die ganze
Renovierung hat die Stadt
noch nicht einmal 100 000
DM gekostet .

In Bottrop stirbt man teuer

,Agenten-
prozeß"
vertaat

Vertagt wurde am 30 .
November die erste Runde
im juristischen Rachefeld-
zug des Verfassungsschutzes
gegen den Bottroper Kom-
munisten Peter Jaszczyk,
Vertreter der DKP im
Schulausschuß der Stadt.
Die 2. Zivilkammer am Es-
sener Landgericht lehnte
eine Verhandlung über
Kranken- und Heilungsko-
sten in Höhe von 10 000 DM
ab, die der Innenminister
für die Behandlung eines
Verfassungsschutzbeamten

Unter
Protest . . .

. nahm laut Protokoll
die Bezirksvertretung
Mitte zur Kenntnis, daß
dringend notwendige
Reparaturarbeiten an
der Rheinbabenschule
nun zum 4 . Mal und an
der Wagenfeldschule
das 3. Mal hintereinan-
der aufs jeweils nächste
Jahr verschoben wur-
den. Ob die Rheinba-
benschule, die nach dem
Schulentwicklungsplan
bei weiter sinkenden
Geburtenziffern einmal
geschlossen werden soll,
schon jetzt von der Ver-
waltung aufgegeben
würde, fragte die SPD-
Vertreterin Wohlge-
muth. Alle Bezirksver-
treter waren sich darin
einig, daß eine solche
Politik des ständigen
Aufschiebens untragbar
ist. Doch über ihre ver-
bale Empörung kamen
die Bezirkspolitiker
nicht hinaus. Wieder
einmal wurde die Kröte
geschluckt .

beansprucht . Der Agent
hatte den Opel-Betriebsrat
Peter Jaszczyk als Spitzel
gegen seine Kollegen anzu-
werben versucht.
Neben diesem Verfahren

wird Ende Januar vor der
Strafkammer eine neue
Verhandlung wegen „vor-
sätzlicher Körperverlet-
zung" gegen Peter Jaszczyk
eröffnet. Die DKP-Rats-
fraktion erklärte in einem
Solidaritätsschreiben an
den Betriebsrat der Opel-
werke: „Nicht unser Frak-
tionsmitglied Peter Jasz-
czyk gehört vor Gericht,
sondern diejenigen, die un-
ter Verletzung des Grund-
gesetzes mit kriminellen
Methoden Betriebsräte und
Gewerkschafter unseres
Landes bespitzeln!"

Auch 1982 werden die
Friedhofsgebühren in Bot-
trop noch einmal um 10
Prozent angehoben. Damit
werden nach Berechnung
der Verwaltung die „Ko-
sten" für die öffentliche
Einrichtung „Bestattungs-
wesen" zum ersten Mal von
den Gebühren hundertpro-
zentig gedeckt . Das Prinzip,
„kostendeckende" Gebüh-
ren von den Bürgern zu
erheben, lehnt die DKP
strikt ab. Denn auf die Art
werden wir doppelt ge-
schröpft : 1. Wir zahlen alle

reichlich Steuern, damit
solche öffentlichen Aufga-
ben finanziert werden kön-
nen. 2. Wir bezahlen das
alles noch einmal in Form
von Gebühren . Und wie
fragwürdig die von der
Stadt berechneten Gebüh-
ren sind, zeigt das Beispiel
Friedhöfe sehr deutlich :
Von den 3,6 Mio DM Ko-
sten sind fast 0,6 Mio sog .
kalkulatorische Abschrei-
bungen und Verzinsung des
Anlagekapitals, reine fikti-
ve Kosten ohne eine einzi-
ce Leistung.

Weidmanns-
heil!

Als sich ein Forstgehilfe
in der Handbücherei des
Düsseldorfer Forstamtes
über seine beruflichen
Möglichkeiten unterrichten
wollte, blätterte er in den
„Grundlagen der Forst-
wirtschaft", veröffentlicht
1959. Dort fand er auf Seite
79 unter „Richtlinien zur
Laufbahn des höheren
Forstdienstes" die entspre-
chende Antwort: „Als An-
wärter kann zugelassen
werden, wer: 1. deutschen
oder artverwandten Blutes
ist, 2. die Gewähr dafür
bietet, daß er jederzeit
rückhaltlos für den natio-
nalsozialistischen Staat
eintritt."
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Pipeline undicht
Erdreich vergiftet

Besorgte Bürger wandten
sich an die Bottroper Noti-
zen. Direkt am Welheimer
Park würde die Umwelt
vergiftet! - Die DKP sah
sich vor Ort um, fragte bei
der Stadt nach und sprach
mit Dr. Lohbeck, Leitender
Mitarbeiter der CWH-Nie-
derlassung in Boy/Wel-
heim. Wir erfuhren folgen-
des: Durch Zufall wurde
auf einem Grundstück di-
rekt am Eingang zum Wel-
heimer Park an der Wel-
heimer Straße eine Vergif-
tung des Bodens direkt ne-
ben einer stillgelegten Pi-
peline der CWH entdeckt .
Entgegen einigen Gerüch-
ten soll es sich um eine
Vergiftung mit einem Xy-
lol-Produkt handeln, in
einer Tiefe von 1,60 bis 4,00

m unter der Oberfläche.
Messungen deuten darauf
hin, daß nur ein relativ
kleines Grundstück betrof-
fen Ist. Demnach ist eine
akute Gefährdung der An-
wohner auszuschließen .

Trotzdem bleiben einige
Fragen offen . Warum ist
die Öffentlichkeit bisher
nicht offiziell informiert
worden, obwohl die Sache
Ende November entdeckt
wurde? Warum hat die
CWH den Schaden nicht
durch Routinekontrollen
entdeckt? Funktioniert ihr
Kontrollsystem nicht? Sind
auch noch andere Pipelines
der CWH oder anderer Be-
treiber betroffen? Die DKP
wird diese Fragen weiter
verfolgen .

CDU-Fraktionschef will
Gesamtschule torpedieren

Die CDU bemüht sich seit Jahr und Tag, den Bau einer
Gesamtschule in Bottrop zu torpedieren. Nun, wir wollen
die CDU nicht davon abhalten, sich im Rat als Verfechter
einer Schulpolitik von vorgestern hervorzutun. Wir kön-
nen es Ihr jedoch nicht gestatten, mit diesem Thema Un-
ruhe ru stiften. Solches Bemühen wurde Im Hauptaus-
schuß am 1 . Dezember erkennbar.

Dort wollte CDU-Chef
Trottenburg einen Antrag
durchsetzen, wonach dem
Bau der Berufsschule Vor-
rang vor der Gesamtschule
eingeräumt werden sollte.
SPD- und DKP-Fraktion
lehnten dieses Ansinnen
'ab, weil dadurch eine un-
zulässigeGegenüberstellung
erfolgt . SPD-Sprecher
Schmitz bekräftigte den
Willen der SPD, die vorge-
sehenen Baustufen der Be-
rufsschule zu verwirkli-
chen und die Gesamtschule
zu bauen. DKP-Sprecher
Czymek unterstützte voll-
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Dortmund,
21 . Nov. 1981
Rund 20 000 Menschen

nahmen am 21. November
In der Dortmunder West-
falenhalle am 2. Forum der
Krefelder Initiative teil
(siehe Bild links). In der
Abschlußerklärung der
Dortmunder Veranstaltung
heißt es: „Wir verlangen
von der Bundesregierung,
daß sie sich für eine ,Null-
Lösung' einsetzt, die auch
im Westen den Abbau vor-
handener Nuklearwaffen
anstrebt . . ."

Besonders eindrucksvoll
und vielfältig war das gro-
ße, dreieinhalbstündige
Kulturprogramm, das zahl-
reiche bekannte Einzel-
künstler und Gruppen ge-
stalteten. Inzwischen haben
2,1 Millionen Bundesbür-
ger den Krefelder Appell
unterschrieben. Schließen
auch Sie sich diesem Ap-
pell an die Bundesregierung
an!

Krefelder Appell
Ausschneiden, einsenden

Ich schließe mich dem Krefelder Appell an die
Bundesregierung an, „die Zustimmung zur Sta-
tionierung von Pershing-lI-Raketen und Marsch-
flugkörpern in Mitteleuropa zurückzuziehen" .
Name/Vorname :	

Adresse:	 _

Alter :	Beruf :	
Unterschrift :	

(Ausschneiden und einsenden an : Redaktion
Notizen, Gladbecker Straße 83, 4250 Bottrop)

inhaltlich die SPD-Aussa-
ge, daß unsere Stadt beides
braucht. Die notwendige
Gesamtschule sei keine Al-
ternative zum Ausbau der
Berufsschule. Wenn jedoch
aufgrund der falschen Rot-
stiftpolitik des Landes Ab-
striche bei geplanten Bau-
maßnahmen nötig würden,
müsse der Rat dafür ein-
treten, eher die über 50
Millionen für den Auf-
schluß eines neuen Gewer-
begebietes in der Boy oder
für die Ausweitung der
Gladbecker Straße aufzu-
schieben, als die notwendi-

gen Schulbauten! Czymek
sprach schließlich der CDU
das Recht ab, so scheinhei-
lig von einer Rangfolge Be-
rufsschule oder Gesamt-
schule zu reden, weil sie
schon immer die Gesamt-
schule ablehne . Jetzt wolle
sie Unruhe stiften, indem
sie den Eindruck erwecke,
als schließe die Gesamt-
schule den Ausbau der Be-
rufsschule aus. SPD und
DKP forderten schließlich
Landesregierung und Re-
gierungspräsident auf, die
bereits zugesagten Zu-
schüsse für 1982 auch zu
bewilligen . Trotz ihrer
Spiegelfechterei kam die
CDU schließlich nicht um-
hin, sich den Forderungen
von SPD und DKP an die
Regierung anzuschließen .
Das nennt man Rohrkre-
pierer!
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